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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 123/06 B 

 

 

 
……………………………………………………………………………………………………….. , 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ........................................................................, 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 28-30, 10715 Berlin, 
 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. August 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e    sowie die Richter   M ü t z e   und 

K r u s c h i n s k y 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 3. Februar 2006 wird als unzulässig 

verworfen.  

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung gestützte Be-

schwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 

und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der stän-

digen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der 

Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu 

auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, 

RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier.  

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Be-

deutung hat. In der Beschwerdebegründung muss nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG diese grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache aufgezeigt werden. Hierzu ist zunächst darzulegen, wel-

cher bestimmten abstrakten Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung beigemessen wird (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 11). Denn die Zulassung der Revision erfolgt zur Klärung grundsätzlicher 

Rechtsfragen und nicht zur weiteren Entscheidung des Rechtsstreits. Die abstrakte 

Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte 

Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, aaO, 

IX, RdNr 181). Dazu ist erforderlich, dass ausgeführt wird, ob die Klärung dieser Rechtsfrage 

grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Rechtsfrage darf sich 

nicht auf den Einzelfall in dem Sinne beschränken, ob das LSG nach unrichtigen rechtlichen 

Maßstäben entschieden habe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; Krasney/Udsching, aaO, IX, 

RdNr 58). Weiter hat der Beschwerdeführer darzulegen, dass die Rechtsfrage klärungs-

bedürftig, also zweifelhaft, und klärungsfähig, mithin rechtserheblich ist, sodass hierzu eine 

Entscheidung des Revisionsgerichts zu erwarten ist (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 1; BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 16). Zur Klärungsfähigkeit gehört auch, dass die Rechtsfrage in einem nach 

erfolgter Zulassung durchgeführten Revisionsverfahren entscheidungserheblich ist (BSG 

Beschluss vom 11. September 1998 - B 2 U 188/98 B -).  

 

Die Klägerin hält die Frage für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, "ob die in § 67 

Abs. I S. 1 der Satzung geregelte Nichteinbeziehung der nicht gewerbsmäßigen (privaten) Bau-

herren und deren Ehegatten in die für gewerbliche Unternehmer nach § 45 der Satzung der 

Beklagten obligatorische Unternehmerpflichtversicherung gemäß § 3 Abs. I Nr. 1 SGB VII 

gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG verstößt". Diese Rechtsfrage sei 

klärungsbedürftig und klärungsfähig und habe über den Einzelfall hinausreichende Bedeutung.  

 

Dieses Vorbringen kann nicht zur Zulassung der Revision führen, denn die Klägerin hat es ver-

säumt, die Klärungsfähigkeit und Entscheidungserheblichkeit der formulierten Rechtsfrage in 

dem angestrebten Revisionsverfahren schlüssig darzustellen. Hierzu hätte sie darstellen müs-
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sen, dass die Klägerin als Hinterbliebene unter Verstoß gegen Art 3 Abs 1 des Grundgesetzes 

(GG) von Hinterbliebenenleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung ausgeschlossen 

ist, weil ihr ehemaliger Ehemann im Zeitpunkt des Unfalls am 23. Juni 1999 unter Verstoß ge-

gen Art 3 Abs 1 GG vom Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung ausge-

schlossen war. Daran mangelt es. Die Klägerin hat unberücksichtigt gelassen, dass nach der 

im Unfallzeitpunkt maßgeblichen Satzung der ehemaligen Bau-Berufsgenossenschaft 

Hannover mitarbeitende Ehegatten auch gewerbsmäßig tätiger Bauunternehmer nicht in die 

gesetzliche Unfallversicherung einbezogen waren (vgl § 45 Abs 1 Halbs 2 der Satzung). Aus 

§ 45 und § 67 der Satzung ergibt sich zwar, dass im Gegensatz zu gewerbsmäßig tätigen 

Unternehmern nicht gewerbsmäßig tätige Bauunternehmer nicht in die 

Unternehmerpflichtversicherung einbezogen waren, indessen Ehegatten in jedem Falle von der 

Unternehmerpflichtversicherung kraft Satzung ausgeschlossen waren. Da indes der 

verstorbene Ehemann der Klägerin nach dem insoweit nicht angegriffenen Urteil des LSG allein 

in seiner Eigenschaft als mitarbeitender Ehegatte dem Versicherungsschutz in der gesetzlichen 

Unfallversicherung hätte unterliegen können, kommt es entscheidungserheblich auf die von der 

Beklagten in der Satzung vorgenommene Unterscheidung in der Person der Unternehmer nicht 

an. Eine Ungleichbehandlung von Ehegatten von einerseits gewerbsmäßigen und andererseits 

nicht gewerbsmäßigen Bauunternehmern ist von vornherein nicht ersichtlich.  

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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